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(Nr. 14435.) Mittelſchulfinanzgeſetz. Vom 13. April 1938. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Erſter Abſchnitt. 
Träger der Schullaſten. 
§ 1. 
() Die Unterhaltung der öffentlichen mittleren Schulen liegt den Schulträgern ob. Der 


Staat beteiligt ſich an den perſönlichen Koſten (§ 7) und gewährt leiſtungsſchwachen Schulträgern 
Beihilfen (§ 15). 


0 Schulträger im Sinne dieſes Geſetzes ſind die Gemeinden (Gemeindeverbände), ſoweit nicht 
andere Schulträger (Stiftungen u. a.) vorhanden ſind. 


Zweiter Abſchnitt. 
Perſönliche Koſten. 
8 2 

() Zum Ausgleich der perſönlichen Koſten ſind die Schulträger zu einer Landesmittelſchul⸗ 
kaſſe zuſammengeſchloſſen. Die Landesmittelſchulkaſſe dient gleichzeitig dazu, die Beteiligung des 
Staates an den perſönlichen Koſten durchzuführen. f 

00 Die Landesmittelſchulkaſſe iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. Sie hat ihren 
Gerichtsſtand in Berlin. 

5 ER 

Die Landesmittelſchulkaſſe wird durch den Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks⸗ 
bildung in Gemeinſchaft mit dem Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter verwaltet und ver⸗ 
treten. Die laufenden Geſchäfte führen die Regierungspräſidenten, in der Reichshauptſtadt Berlin 
der Stadtpräfident. Die Kaſſengeſchäfte übernehmen die ſtaatlichen Kaſſen. 


SA 
Die Landesmittelſchulkaſſe leiſtet folgende Ausgaben: 


a) die Dienſtbezüge der Lehrer, die in Schulſtellen angeſtellt ſind oder in freien Schulſtellen 
voll beſchäftigt werden; a 
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=D) die Dienſtvergütungen der Verwalter. von Schulſtellen, deren Inhaber im Dienſtſtraf⸗ 
verfahren vorläufig vom Dienſte enthoben ſind, wenn deren Vertretung durch Lehrer 
desſelben Schulträgers nicht möglich iſt; 


e) die Dienſtvergütungen der Verwalter von Schulſtellen, deren Inhaber zu militäriſchen 
Übungen oder für Zwecke der NSDAP., ihrer Gliederungen oder angeſchloſſenen Verbände 
nach den hierüber beſtehenden Vorſchriften mit Gehalt beurlaubt ſind, wenn deren Ver⸗ 
tretung durch Lehrer desſelben Schulträgers nicht möglich iſt; 


d) die Ruhegehälter und Wartegelder und die Verſorgungsbezüge der Hinterbliebenen von 
Lehrern, ſofern nicht der Verſorgungsfall bis zum 1. April 1920 einſchließlich ein⸗ 
getreten iſt; 

e) die Notſtandsbeihilfen und Unterſtützungen der Lehrer, der ausgeſchiedenen Lehrer und 
der Hinterbliebenen von Lehrern; 


f) die Reiſekoſten und Umzugskoſten der Lehrer; 
g) die Beiträge zu den Sozialverſicherungen für die Lehrer. 


§ 5. 


Zu den Zahlgeſchäften können die ll unentgeltlich i in Anſpruch genommen werden. 


§ 6. 


Die Landesmittelſchulkaſſe erhält vom Staate einen Staatsbeitrag (§ 7), von der Landesſchul⸗ 
kaſſe (§ 9 des Volksſchulfinanzgeſetzes vom 2. Dezember 1936 — Geſetzſamml. S. 161 —) einen 
Landesſchulkaſſenbeitrag ($ 8) und von den n e ($ 9) und Sonderbeiträge 
(Ss 10 und 11). 


8 
5 Der Staatsbeitrag beträgt 15 vom Hundert der Dienſt⸗ und — Notſtands⸗ 
beihilfen und Unterſtützungen (§ 4a bis e). 


\ 


8580 5 

Die Landesſchulkaſſe leiſtet zum Ausgleich dafür, daß ſie für die vor ihrer Übernahme in den 
Dienst bei den mittleren Schulen an den Volksſchulen tätig geweſenen Lehrer Stellenbeiträge (§ 15 
des Volksſchulfinanzgeſetzes) erhalten hat, bei deren Feſtſetzung auch die ſpätere Verſorgungslaſt 
berückſichtigt worden iſt, einen jährlichen Beitrag an die Landesmittelſchulkaſſe, deſſen Höhe durch 
Verordnung des Miniſters für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung, des Miniſters des Innern 
und des Finanzminiſters feſtgeſetzt wird. 


Sg 


Der Geldbedarf der Landesmittelſchulkaſſe wird für jedes Rechnungsjahr durch den Minifter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung in Gemeinſchaft mit dem Miniſter des Innern und 
dem Finanzminiſter feſtgeſtellt und, inſoweit er durch den Staatsbeitrag (§ 7), den Landesſchul⸗ 
kaſſenbeitrag ($ 8) und die Sonderbeiträge der Schulträger (SS 10 und 11) nicht gedeckt iſt, auf die 
Schulträger nach der Zahl der Schulſtellen umgelegt (Stellenbeiträge). 


§ 10. 


Soweit den Lehrern neben dem Grundgehalte Beſoldungszuſchüſſe gemäß §§ 7, 12 und § 25 
Abſ. 3 des Mittelſchullehrer-Beſoldungsgeſetzes vom 30. April 1928 (Geſetzſamml. S. 149) gewährt 
werden, haben die Schulträger neben den Stellenbeiträgen (§ 9) Sonderbeiträge in Höhe der 
Beſoldungszuſchüſſe zu zahlen. 
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§ 11. 


Schulträger, deren Lehrer den Wohnungsgeldzuſchuß der Ortsklaſſe A oder der Sonderklaſſe 
erhalten, haben für jede Schulſtelle neben dem Stellenbeitrage (§ 9) einen Sonderbeitrag zu zahlen. 
Dieſer entſpricht in ſeiner Höhe dem Unterſchiede zwiſchen dem einen Lehrer im Anfangsgrundgehalt 
zu zahlenden Wohnungsgeldzuſchuſſe der Ortsklaſſe A oder der Sonderklaſſe und dem einem ſolchen 
Lehrer zu zahlenden Wohnungsgeldzuſchuß in der Ortsklaſſe B. 


§ 12. 


Die Stellenbeiträge und Sonderbeiträge der Schulträger können im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren eingezogen werden. 


§ 13. 


Bei Aufhebung einer öffentlichen mittleren Schule ſcheidet der Schulträger mit dieſer Schule 
aus der Landesmittelſchulkaſſe aus. Die Verpflichtung des Schulträgers zur Zahlung der Beiträge 
erliſcht mit dem Zeitpunkte, zu dem die Schule aufgehoben wird. Von dem gleichen Zeitpunkt ab 
fallen auch die Leiſtungen der Landesmittelſchulkaſſe weg. Verſorgungsbezüge für ausgeſchiedene 
Lehrer und für Hinterbliebene, die erſtmalig zu oder vor dem Zeitpunkte der Auflöſung fällig 
geworden ſind, hat die Landesmittelſchulklaſſe weiter zu zahlen. 


Dritter Abſchnitt. 
Sächliche Koſten. 
8 14. 
Die Schulträger ſind verpflichtet, für ihre Mittelſchulen Erneuerungs⸗ und Erweiterungs⸗ 


rücklagen nach den Vorſchriften der Rücklageverordnung vom 5. Mai 1936 (Reichsgeſetzbl. I S. 435) 
anzuſammeln. 


Vierter Abſchnitt. 


Zuſchüſſe des Staates an leiſtungsſchwache Schulträger. 
V 9 15. 


Der Staat gewährt leiſtungsſchwachen Schulträgern Zuſchüſſe zur Erleichterung der perſön⸗ 
lichen und ſächlichen Unterhaltungskoſten (Ergänzungszuſchüſſe). Die Ergänzungszuſchüſſe betragen 
50 vom Hundert des Staatsbeitrags ($ 7). 


Fünfter Abſchnitt. 


Schluß⸗ und Übergangsbeſtimmungen. 
§ 16. i 
Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung kann in Gemeinſchaft mit dem 
Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter beſtimmen, daß die Landesmittelſchulkaſſe in Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten durch einen Kaſſenanwalt vertreten wird. Dieſer wird von denſelben Miniſtern 
ernannt. 
§ 17. 


Das Geſetz tritt am 1. April 1938 in Kraft. Gleichzeitig treten die entgegenſtehenden Vor— 
ſchriften und die nicht mit ihm im Einklang ſtehenden und ſonſt überholten Vorſchriften 
außer Kraft. Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung wird ermächtigt, 

im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter im Verordnungsweg 
die danach außer Kraft tretenden Vorſchriften verbindlich zu bezeichnen, weiter geltende Vorſchriften 
an den neuen Rechtszuſtand anzugleichen und in neuer Faſſung und Ordnung bekanntzumachen. 
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8 18. 


Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung erläßt im Einvernehmen mit 
dem Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter die für die Überleitung und die zur Durch⸗ 
führung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Ver⸗ 
waltungsvorſchriften. 


Berlin, den 13. April 1938. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 

25 100 1 Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Der Miniſter 
Der Miniſterpräſident. Der Finanzminiſter. Erziehung und V olksbildung. des Innern. 

Göring. Popitz. Ru ſt. Frick. 


Im Namen des Reichs verkündige ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende 
Geſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 13. April 1938. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. März 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Oſtrich für Zwecke der 
Trinkwaſſerverſorgung der Gemeinde (Gemarkung Mittelheim) - 


durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 13 S. 42, ausgegeben am 2. April 1938; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. März 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Verwaltung der Reichs⸗ 
ſtraßen) zum Ausbau der Ortsdurchfahrt Kuſchkow im Zuge der Reichsſtraße 179 in der 
Gemarkung Kuſchkow 


durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt(Oder) Nr. 12 S. 67, ausgegeben am 26. März 1938; 


I 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. März 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Heer —) 
für die Anlage eines Schießſtandes in der Gemarkung Booßen (Forſt) 


durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt(Oder) Nr. 12 S. 67, ausgegeben am 26. März 1938. 
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